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Bundesminister Jürgen Rüttgers, zuständig für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technologie betonte in einer Rede 

vom 29. November 1995: 

"Selten zuvor wurden so hohe Erwartungen in Bildung, Wis­
senschaft und Forschung gesetzt wie heute. Wir erwarten von 
der Wissenschaft nicht nur Hilfe zur Überwindung von Krank­
heiten, zur Verringerung der Folgen von Naturkatastrophen 
und zu einem veränderten Leben im Einklang mit der Natur. 
Wir erwarten von der Wissenschaft vor allem auch die ent­
scheidende Stimulanz für dauerhaftes Wachstum, für hohe Be­
schäftigung und für ein Leben in Wohlstand. Mit einer zu­
kunftsorientierten Bildungs- und Forschungspolitik will die 
Bundesregierung Deutschland fit machen für das 21 . Jahrhun­
dert . " 

Bundesminister Rüttgers weiter: 

"Die Leistungsfähigkeit unseres Bildungs- und Forschungssy­
stems ist unbestritten, aber wir müssen fragen, wo wir noch 
besser werden können. Die Bundesregierung will Mut machen 
zum Wandel und die Menschen fördern, die den Weg ins Neu­
land wagen." 1 

Hans-Ulrich Klose, früher Erster Bürgermeister der Freien 

und Hansestadt Hamburg, fordert: 

"Statt dauernd allgemein und in der Regel folgenlos über 
den Standort Deutschland zu reden, sollten wir handeln, um 
den Bildungs- und Wissenschaftsstandort Deutschland zu ver­
bessern. " 2 

Solche Aussagen wirken in der Berliner Szenerie bizarr. Der 

Kulturhoheit der Länder entsprechend wird Bildungs- und 

Wissenschaftspali tik von den Landesregierungen betrieben. 

In der neuen Bundeshauptstadt Berlin ist offenbar noch 

2 

Bulletin des Presse- und Informationsamts der Bundesregie­
rung Nr. 104 vom 12.12.1995, S. 1021. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 11.7.1996, S. 8. 
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nicht angekommen, was 1n der alten Bundeshauptstadt als 

selbstverständlich verkündet wird. 

Auch die dort zuständige Landesregierung Nordrhein-

Westfalen macht sehr wohl eine durchdachte langfristige 

Hochschulpolitik. In Gesprächen mit Hochschullehrerkollegen 

aus Baden-Württemberg und Bayern hört man, daß in seriösen 

Gesprächen zwischen den jeweiligen Kultusministern und den 

Vertretern der Universitäten tragfähige Lösungen gesucht 

werden. 

Entsprechendes hat es in Berlin seit längerem nicht mehr 

gegeben. Als langjähriger Vorsitzender und stellvertreten­

der Vorsitzender einer interdisziplinären FU-Kornmission ha­

be ich selbst vor Jahren schon die Erfahrung machen müssen, 

daß es Senatoren nicht mehr für nötig hielten, Briefe zu 

beantworten. 

Die Wochenzeitung DIE ZEIT titelt in ihrer jüngsten Ausga­

be: "Humboldts Erbe wird verspielt." Um dann fort zufahren: 

"Was sind schon 35.000 Studenten und Professoren auf Ber­

lins Straßen, gemessen am politischen Elend der dortigen 

Verhältnisse? . . . Es "verspielt in diesen Tagen in Berlin 

eine sparwütige Landesregierung die Zukunft von drei Uni­

versi täten". 3 Und die Berliner Morgenpost ti tel t mit SPD­

Franktionschef Böger: "Drei Universitäten nicht finanzier-

bar. " 4 

In unseren Lehrveranstaltungen über "Stadt- und Regional­

planung" lernen wir, daß zu einer Haupt- und Weltstadt ne­

ben der zentralen Regierungsfunktion höchstwertige Dienst-

3 DIE ZEIT v. 17.5.1996. 
Berliner Morgenpost v. 18.5.1996. 
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leistungsangebote auf allen Gebieten in Wissenschaft, 

Kunst, freien Berufen gehören. Hier liegen üblicherweise 

die Entscheidungszentren von international operierenden Un­

ternehmen, Verbänden und Gewerkschaften mit ihrem Personal­

und Beratungsbedarf. Berlin müßte nach internationalen Ver­

gleichswerten an der Spitze der Hierarchie aller deutschen 

Städte stehen in bezug auf dieses herausragende Angebot 

zentralörtlicher Funktionen. Müssen wir bis zum Umzug der 

Bundesregierung nach Berlin darauf warten, daß die deutsche 

Hauptstadt sich ihrer Rolle und ihrer Aufgaben bewußt wird? 

In unseren Lehrveranstaltungen betrachten wir die Berliner 

Phänomene gelegentlich aus der Sicht von Entwicklungslän­

der-Mustern. Man kann viel daraus lernen, hiesige Probleme 

durch eine ganz andere Brille wahrzunehmen. Das scheinbar 

Selbstverständliche, Gewohnte bekommt unerwartet scharfe 

Konturen. 

Auch in unseren Diplomarbeiten, die vielfach veröffentlicht 

werden, haben Studenten unseres Fachgebiets solche provoka­

tiven Sichtweisen eingeübt. So kürzlich Susanne Butscher in 

ihren "Annäherungen der deutschen Hauptstadt an Wirt­

schaftsfarmen der Dritten Welt " 5
, wo sie einen intensiven 

Blick auf den sog. informellen Sektor in Berlin warf: die 

von keiner Gewerbeaufsicht oder Steuerbehörde erfaßten 

Überlebensaktivitäten etwa polnischer jugendlicher Auto­

scheibenputzer oder lateinamerikanischer Schmuckverkäufer. 

Aus einem internationalen Blickwinkel erscheint das Berli­

ner Politikgeschehen insbesondere in der uns hier unmittel-

5 Butscher, S., Informelle Überlebensökonomie in Berlin. An­
näherung der deutschen Hauptstadt an Wirtschaftsformen der 
Dritten Welt. Verlag Das Arabische Buch, Berlin 1996. 
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bar interessierenden Hochschulpolitik von einer erstaunli­

chen Provinzialität. Künftige Hauptstadtfunktionen werden 

nicht wahrgenommen, nicht vorbereitet, vielmehr werden ihr 

die elementaren Grundlagen entzogen. Dazu aus dem Protokoll 

des Akademischen Senats der FU vorn 18.3.1996: 

"Angesichts der enormen Vorbelastungen führen die nunmehr 
vorgesehenen zusätzlichen Kürzungsmaßnahmen zwangsläufig zu 
einer ruinösen Entwicklung mit einem anhaltenden allgemei­
nen Einstellungsstopp und massiven Kürzungen bei den Sach­
und den Investi tionsrni tteln. Auch die anderen Hochschulen 
werden erheblich betroffen, so daß TU, HU und HdK gleich­
falls einen Einstellungsstopp verfügen mußten. Damit ist 
jetzt der gesamte Hochschulbereich in Berlin gefährdet. 

Wenn diese unverhältnismäßigen Kürzungen anhalten, die nur 
noch mit Stellenabbau und Einstellungsstopp umzusetzen 
sind, würde in wenigen Jahren der gesamte akademische Mit­
telbau mit seinen befristeten Qualifikationsstellen entfal­
len. Desgleichen wäre die Infrastruktur mit Bibliotheken 
und Labors schwer geschädigt. Deshalb wirkt die gegenwärti­
ge Politik zu Lasten der Hochschulen, vor allem der Univer­
sitäten, nur noch zerstörerisch ... 

Die massiv gehäuften und kurzfristig umzusetzenden Haus­
hal tskürzungen führen also nicht nur zu einem erheblichen 
quantitativen Abbau von Personal- und Studienplätzen, son­
dern auch zu einer unverantwortlichen qualitativen Ver­
schlechterung in allen Bereichen von Forschung und Lehre 
und wissenschaftlichen Dienstleistungen. 

Auch der nunmehr vorgesehene weitere Abbau der Studienplät­
ze in Berlin auf nur noch 85.000 mißachtet die Bedeutung 
der Hochschulen für die Stadt und die nötigen wissenschaft­
lichen Ausbildungs- und Qualifikationsperspektiven für die 
Jugend. . . Eine solche Politik mag vielleicht den Haushalt 
des Landes sanieren, wird aber die Hochschulen und damit 
eine wichtige Grundlage für eine bessere gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Entwicklung ruinieren." 6 

6 Beschlußprotokoll der 493. Sitzung des Akademischen Senats 
der FU Berlin am 18.3.1996, S. 9. 
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Gerade die FU trägt seit Jahren solidarisch erheblich zur 

Haushaltsbegrenzung und damit durch Abbau West zum Aufbau 

Ost bei, indem sie bisher schon fast 85 Mio DM und über 600 

Stellen eingespart und damit den Hochschulstrukturplan 

praktisch vollständig vorerfüllt hat, wonach erst bis zum 

Jahre 2003 rund 75 Mio DM und rund 650 Stellen an der FU 

gekürzt werden sollten. 

Dadurch ist auch der nach dem Hochschulstrukturplan vorge­

sehene Abbau von 10 . 000 Studienplätzen an der FU bereits 

jetzt erreicht. Aufgrund der vorgegebenen und fortlaufend 

bis zum Jahre 2003 noch umzusetzenden Haushaltskürzungen 

wird die FU dann über 140 Mio DM Zuschüsse und über 1.100 

Stellen weniger (verfügen) und damit die Ausbildungskapazi­

tät um mindestens 15.000 Studenten reduziert haben. 7 

Dazu auch der Präsident der FU: 

"Es droht eine anhaltende massive Verschlechterung der 
Lehr- und Forschungsverhältnisse in allen Bereichen, weil 
die Berliner Politik gegenwärtig nur die Konsolidierung des 
Landeshaushalts mit immer größeren Kürzungsumlagen be­
treibt, ohne die strukturellen Schadensfolgen zu bedenken. 
Insoweit haben wir es mit einer Politik zu tun, die den 
Wert der Hochschulen allenfalls noch verbal anerkennt, sich 
aber real gleichgültig bis geringschätzig verhält ... 

Der laufende massive Abbau von Studienplätzen in Berlin und 
die durch den erzwungenen Einstellungsstopp vor allem ge­
sperrten Besetzungen im akademischen Mittelbau bedeuten ei­
ne verantwortungslose Absage an die wissenschaftlichen Aus­
bildungs- und Qualifikationsperspektiven der heutigen jün­
geren Generation und damit zugleich an die nötige ständige 
Erneuerung der Universität als Institution." 8 

7 

8 
Vorlage C3235/96, Der Präsident der FU Berlin, 15.3.1996. 
Rundschreiben des Präsidenten der FU Berlin an alle Fachbe­
reiche vom 18.4.1996. 
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Soweit FU-Präsident Gerlach. Jedem Wirtschaftswissenschaft­

ler sind die Sparzwänge klar, mit denen wir konfrontiert 

sind und die weiter zunehmen werden, auch wenn sich die 

Verantwortlichen schwer tun, die künftige Situation nüch­

tern zu benennen. Es bedurfte eines personellen Imports, um 

endlich den überfälligen Kassensturz gegen den Genossen 

Filz in diversen parteipolitischen Couleurs durchzusetzen. 

Aber mit den derzeitigen Sparauflagen ist es ja mittelfri­

stig nicht getan. Mit weiteren drastischen Haushaltskürzun­

gen müssen wir rechnen. 

Die Berliner Universitäten sind mit der Zusage auf Pla­

nungssicherheit mehrfach mit erheblichen Sparleistungen in 

Vorlage getreten. Allein 7 00 Mio DM sind an Einsparungen 

bereits erbracht worden. Diese 700 Mio DM entsprechen dem 

Volumen einer gesamten Universität. 

Die Universitäten fordern Planungssicherheit, werden diese 

aber nach Lage der Dinge schwerlich erhalten, da auch der 

mittelfristigen Haushaltsplanung die Planungssicherheit ab­

handen gekommen ist. In den letzten Tagen haben die Länder­

finanzminister erneut bislang öffentlich nicht zugegebene 

weitergehende Haushaltslücken zugegeben. 

Was man aber auf jeden Fall fordern muß, ist intellektuelle 

Redlichkeit und ein Minimum an Verantwortungsbewußtsein, 

die die Folgen kurzsichtiger Rasenmäher-Aktivitäten im 

Blick hat. Unsere SPD-Finanzsenatorin Fugmann-Heesing wird 

zitiert mit dem Satz: "Sozialdemokratisch ist es, Zukunft 

zu sichern". 9 

9 Markantes Sparprofil, Der Tagesspiegel vom 11.5.1996. 
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Und Senator Radunski ließ in der jüngsten Ausgabe der FU­

Nachrichten wissen, es sei "unbestritten, daß gerade ein 

Hochlohnland wie die Bundesrepublik mit seinen Ressourcen . 

Wissen, Bildung und Forschung sehr überlegt umgehen muß. 

Sollten wir uns - wie zu vermuten ist - auf dem Weg in eine 

Gesellschaft wissensintensiver Dienstleistungen befinden, 

verfügen wir mit unserer wissenschaftlichen Infrastruktur 

über einen erheblichen Wettbewerbsvorteil, der auch in Zei­

ten knapper Haushaltsmittel nicht auf Spiel gesetzt werden 

darf. " 10 

Rasenmäher-Methoden sind Verzweiflungsakte und Folge einer 

Situation, in der die finanzpolitisch Verantwortlichen mit 

dem Rücken an der Wand stehen, nachdem man aus Angst vor 

Wählerreaktionen über Jahre notwendige Reformen verzögert 

hat. Die Situation ist prekär genug, und auch Verzweif­

lungsakte wie der Verkauf des Tafelsilbers in Form wichti­

ger öffentlicher Betriebe der Stadt lösen keine Struktur­

probleme. Man kann die BEWAG nicht jedes Jahr erneut ver­

kaufen. 

Was es u.a. zu respektieren gilt, ist das Verfassungsrecht 

der Autonomie der Hochschulen. 

Der Fachbereich Wirtschaftswissenschaft an der FU wird in 

den nächsten Jahren auf 50 Prozent schrumpfen, und zwar 

nach dem irrationalsten Prinzip, das man sich vorstellen 

kann: ausscheidende Hochschullehrer werden nicht ersetzt, 

und mit ihnen nicht die von ihnen vertretenen Fächer. 

Wir werden also im nächsten Jahr erleben, daß mit dem Aus­

scheiden von Herrn Kollegen Lorenz, einer internationalen 

10 FU-Nachrichten Nr. 5, 15.5.1996, S. 14. 
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Figur der Außenwirtschaftstheorie und -politik, in der 

deutschen Hauptstadt ein Fachbereich Wirtschaftswissen­

schaft Lehrveranstaltungen im Bereich Außenwirtschaft nicht 

mehr anbieten wird. Wie ich höre, werden es auch die beiden 

anderen Berliner Universitäten dann nicht mehr tun. Inter­

nationale Wirtschaftsbeziehungen werden im Berliner Studi­

enangebot ausgeblendet . Eine groteske Situation. 

Noch dramatischer sieht es im Mittelbau aus, im Bereich des 

wissenschaftlichen Nachwuchses. Wie auch Senator Radunski 

als FU-Absol vent sehr wohl weiß, besteht eine Universität 

aus intelligenten und kreativen Köpfen, insbesondere neu­

gierigen jüngeren, die gerade in einem Fachbereich Wirt­

schaftswissenschaft darauf verzichten, attraktive Einkom­

menschancen außerhalb der Hochschulen zu nutzen und sich 

statt dessen auf vergleichsweise bescheiden bezahlte inten­

sive Forschungsaktivitäten einlassen. 

Dies bedeutet nicht nur finanzielle Opfer . Es bedarf einer 

intensiven, permanenten wissenschaftlichen Bemühung, neu 

auftauchenden Fragen nachzugehen und sicherlich nicht den 

Griffel um 18 Uhr niederzulegen, um sich der abendlichen 

und wochenendliehen Freizeit zu widmen. Praktisch bedeutet 

es: Arbeit bis Mitternacht, intensive Verfolgung ständig 

wachsender Berge neuer Literatur auch am Wochenende, denn 

die internatinale Konkurrenz schläft ja nicht. Sie ist 

hellwach. 

Durch diese Explosion neuen Wissens und insbesondere neuer 

Fragestellungen hindurch gilt es für die Nachwuchsforsche­

rin und den Forscher, sich an die Front der internationalen 

Debatte heranzuarbeiten . Um einen kreativen Nachwuchswis­

senschaftler heranzubilden, braucht es mehrere Jahre nach 
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dem Examen bis zur Promotion, und dann noch einmal eine 

Durststrecke bis zur Habilitation. 

Das sind rund zehn arbeitsreiche Jahre bei vergleichsweise 

dürftigem Einkommen, aber motiviert vom Feuer intellektuel­

ler Neugierde und vom Drang nach wissenschaftlicher Origi­

nalität. Eben dies sind die Nachwuchsforscher, die uns 

mit Senator Radunski - "auf den Weg in eine Gesellschaft 

wissensintensiver Dienstleistungen" führen, die zu wesent­

lichen Teilen die Innovationen produzieren, von denen dann 

die Arbeitsplätze der gesamten Gesellschaft abhängen. 

Seit Jahren ist das universitäre Arbeitsmilieu miserabler 

geworden, beginnend bei der Finanzierung von Forschungspro­

jekten und endend bei den unattraktiven inneruniversitären 

Berufsperspektiven. Welche frisch gebackene Diplom­

Kauffrau, welcher Diplom-Volkswirt oder Magister möchte in 

dieses Forschungsabenteuer und seine Ungewißheiten einstei­

gen, um möglicherweise angesichts des universitären Stel­

lenabbaus dann nach zehn intensiven Arbeitsjahren beim Ar­

beitsamt als Sozialfall anzutreten? 

Schon 1n der Vergangenheit wanderten viele Hochbegabte 

gleich in die Wirtschaft ab, möglicherweise in die dortige 

Industrieforschung. Den von der derzeitigen Berliner Hoch­

schulpoli tik vorgegebenen Rahmenbedingungen fehlt aus der 

Sicht hochbegabter Hochschulabsolventen die elementare Se­

riosität. 

In den nächsten zwei Jahren kappt man 24 Prozent des Mit­

telbaus mit Folgen nicht nur für das kurzfristige Lehrange­

bot, sondern vor allem für die mittelfristigen Perspektiven 

des wissenschaftlichen Nachwuchses. In spätestens einem 
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Jahrzehnt wird man mutmaßlich versuchen müssen, die gravie­

renden Konsequenzen heutiger Kahlschläge zu heilen! 

Man wird dann wieder, wie schon einmal vor 30 Jahren, auch 

in der .Politischen Öffentlichkeit von der deutschen Bil­

dungskatastrophe sprechen. Nur ist eine schnelle Korrektur 

dann nicht mehr möglich, weil zehn Jahre Vorinvestitionen 

fehlen. Auch dafür haben wir ein Beispiel: den Zweiten 

Weltkrieg mit seinem wissenschaftlichen Kahlschlag. Es dau­

erte anderthalb Jahrzehnte, bis die deutsche Forschung wie­

der internationalen Anschluß fand. 

Bundesminister Rüttgers sieht da klarer: "Eine langfristig 

tragfähige Entwicklung muß auf Innovationen bauen, und zwar 

sowohl auf technologische Innovationen wie auch auf Innova­

tionen im Bildungssystem. Innovationsfähigkeit ist die zen­

trale Aufgabe, der sich die Bildungs- und Forschungspolitik 

stellen muß." 11 

Der Anteil von Forschung und Entwicklung am Bruttoinland­

sprodukt betrug 1994 in Deutschland 2, 34 Prozent, mit ab­

nehmender Tendenz. Im Gegensatz dazu haben eine Reihe klei­

nerer Länder in Europa wie Finnland, Irland, Norwegen, Por­

tugal und Österreich ihre Forschungskapazitäten noch ausge­

baut. 12 Und dies aus gutem Grund: In turbulenten, schwer 

vorhersehbaren Zeiten geht es darum, Potential zu schaffen, 

d.h. die Fähigkeit, auf nicht vorhersehbare Situationen aus 

einer Position relativer Stärke heraus zu reagieren. Es 

geht also um technisch-wissenschaftliche Kreativität im 

weitesten Sinne . 

11 

1 2 
Bulletin, a.a.O., s. 1021. 
Ebd. 
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Dies haben auch die aufstrebenden Schwellenländer Ostasiens 

begriffen. In Südkorea sind neue Forschungsstädte entstan­

den, die instrumental für seinen rasanten industriellen 

Aufstieg von einem armen Entwicklungsland zu einer Indu­

strienation waren. Sehen Sie sich das koreanische Automobi­

langebot auf dem deutschen Markt an: Da werden solide, ver­

läßliche Fahrzeuge zur Hälfte der Preise deutscher Produkte 

angeboten, vielleicht etwas weniger anspruchsvoll 1n der 

Verarbeitung und mit dem nicht ganz so "satten Klang" beim 

Zuschlagen der Tür. Aber ist der satte Klang 20.000 DM mehr 

wert? Daran allein hängen Zehntausende deutscher Automobil­

Arbeitsplätze, die wir in den nächsten Jahren verlieren 

werden. 

Eine vernünftige strategische Perspektive muß also darauf 

setzen, in einer allgemeinen Haushaltsmisere und bei massi­

ven Umstrukturierungsproblemen der Wirtschaft eben dieses 

Potential zu schaffen, das uns aus der Misere herausführen 

kann, wie Bundesminister Rüttgers richtig erkannt hat. Im 

Roten Rathaus ist diese Einsicht offensichtlich noch nicht 

angekommen. Dazu der ehemalige Berliner Wissenschaftssena­

tor Peter Glotz: "Ich bin der festen Überzeugung, daß wir 

dabei sind, unsere Universitäten zu ruinieren." 13 

Südkorea setzt 

schungspolitik, 

auf Bildungs-, Wissenschafts- und For­

mi t unmittelbaren Folgen für eine weitere 

Freisetzung von Arbeitskräften bei uns in bisherigen Stan­

dardtechnologien, die zunehmend auch die Schwellenländer 

beherrschen, während wir international bei den neuen 

hochinnovativen Technologien hinterher hinken. 

1 3 Der Tagesspiegel v. 29.2.1996. 
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Zur Verdeutlichung deshalb einige Hinweise auf das koreani­

sche Erfolgsmodell. Zwischen 1960 und 1994 stiegen die ko­

reanischen Pro-Kopf-Einkommen von 90 auf 8.220 US$, das 

Bruttosozialprodukt von 2 Mrd auf 366 Mrd US$. Der Anteil 

der Industrie stieg von 10% auf rd. 50%. Um beispielhaft 

einen sozialen Indikator, hier für die medizinische Versor­

gung zu nennen: Die Zahl der Einwohner pro Arzt sank von 

3.500 auf unter 1.000. Eine langfristig angelegte, strate­

gische Bildungs-, Wissenschafts- und Technologiepolitik 

bahnte den Weg von Textilien und Bekleidung in den frühen 

60er Jahren zu Elektronik, Schiffbau, Düngemittel und Stahl 

zwischen 1966 und 1971, zu Fahrzeugbau, Uhren, Kameras, Me­

tallverarbeitung und Anlagenbau zwischen 1971 und 1976, zu 

Automobilbau, Werkzeugmaschinen, Maschinenbau und Elektro­

technik seit Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre. 14 

Inzwischen ist Südkorea ein Industrieland, das bereits Ma­

schinenfabriken im Württembergischen aufkauft und dort Ar­

beitsplätze für deutsche Facharbeiter bereitstellt. 

Das koreanische Beispiel steht stell vertretend für andere 

ost- und südostasiatische Schwellenländer wie Taiwan, Sin­

gapur, Thailand und Malaysia. Auch in anderen Teilen der 

Dritten Welt sind fortgeschrittene Entwicklungsregionen 

sehr wohl in der Lage, in ausgereiften Technologiefeldern 

wettbewerbsfähig gegen europäische Produzenten und Arbeit­

geber anzutreten. Gleiches gilt zunehmend auch für Osteuro-

pa. 

14 Vgl. Hillebrand, W., Industrielle und technologische An­
schlußstrategien in teilindustrialisierten Ländern. Deut­
sches Institut für Entwicklungspolitik, Berlin 1991, S. 111 
f. 



13 

Im Bereich der Bildung haben wir in Deutschland bereits die 

Notwendigkeit der Umsteuerung. Die Zahl der Schüler wird 

bis 1999 um rd. 900 . 000 auf fast 13 Mio ansteigen. Mit Wis­

senschaftsminister Rüttgers: "Das kann wohl nichts anderes 

bedeuten, als daß Schulen, die geschlossen wurden, wieder 

geöffnet werden müssen, und wir werden wieder mehr Lehrer 

einstellen müssen." 15 In Berlin stehen 1300 Lehrer mit 

Zeitverträgen vor dem Aus. 1 6 

Auch 1n der beruflichen Bildung sehen w1r eine unverant­

wortliche Planungskonfusion . 1992-1995 wurden Berufsschul­

lehrer so dringend gebraucht, daß frisch gebackene Be­

triebs- und Volkswirtschaftler ohne j egliehe pädagogische 

Ausbildung in das Referendariat übernommen wurden. Jetzt 

herrscht auch hier Einstellungsstopp, und der nächste Eng­

paß um das Jahr 2000 aufgrund der derzeitigen Altersstruk­

tur der Berufsschullehrer ist auch auf diesem wichtigen 

Bildungsbereich vorprogrammiert. 

Wenn 1995 ca. 600.000 Ausbildungsplätze benötigt wurden, so 

werden es im Jahr 2005 etwa 740.000 sein. 17 Auch der Anteil 

der Abiturienten wird in den nächsten 10 Jahren von derzei­

tig 33 % eines Jahrgangs auf rd. 40 % steigen, absolut also 

um rd. 100.000." 

Nochmals Bundesminister Rüttgers: "Deutschland muß also 

neue, auch finanzielle Prioritäten zugunsten seines Bil­

dungssystems setzen . . . Wir wollen dazu beitragen, daß auch 

im Hochschulbetrieb die Chance der modernen Informations-

15 

16 

17 

Ebd., S. 1022. 
Der Tagesspiegel v. 20.5.1996. 
Ebd. 
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und Kommunikationstechnologien stärker genutzt werden". 18 An 

der FU aber werden wir nach den drastischen Streichungen 

der einschlägigen Mittel ab sofort nicht einmal mehr fälli­

ge Reparaturen unserer Rechner finanzieren können. 

Wir leben in einer Zeitenwende. Globalisierung ist eines 

ihrer Kennzeichen. Unternehmen operieren weltweit. Wissen 

explodiert exponentiell und steht an jedem Ort zu jeder 

Zeit zur Verfügung. Heute leben und arbeiten mehr Wissen­

schaftler auf der Welt als in allen früheren Zeiten zusam­

mengenommen. "Ein zukunftsfähiges Deutschland braucht ein 

zukunftsfähiges Bildungswesen." 1 9 

Politik soll das Nötige möglich machen. Das tut sie auch, 

nur nicht bei uns. Sie tut es dort, wo entschlossen Zu­

kunftsfähigkeit und internationale Konkurrenzfähigkeit auf­

gebaut werden, wie in den ostasiatischen Schwellenländern. 

Wenn koreanische Unternehmen in der Lage sind, Autos zur 

Hälfte der deutschen Preise anzubieten, so ist dies Ergeb­

nis ihrer Bildungs-, Wissenschafts- und Technologiepolitik . 

Im Jahr 1948 waren noch 80 % der erwachsenen Bevölkerung 

Koreas Analphabeten . Heute liegt diese Rate bei Null. 1948 

besuchten nur 50 % der Kinder im schulpflichtigen Alter ei­

ne Grundschule, und nur 2 % über 14 Jahren besaßen einen 

Oberschulabschluß. In Korea verstand man die strategische 

Rolle des Humankapitals für den Aufbau internationaler 

Wettbewerbsfähigkeit. Die öffentlichen Bildungsausgaben 

stiegen bereits Mitte der 8 Oer Jahre auf rd. 6, 5 % des 

Bruttosozialprodukts. Zusammen mit den privaten Ausgaben 

für Bildung erreichen sie sogar 15 % des Sozialprodukts. 

18 

1 9 

Bulletin des Presse-und Informationsamtes der Bundesregie­
rung Nr . 94 vom 13.11.1995, S. 919. 
Ebd. 
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In der Bundesrepublik lagen wir mit staatlichen Ausgaben 

für den Bildungssektor 1991 noch bei 4, 0 % des Bruttoin­

landsprodukts 20 und damit hinter Spanien (4,5 %) , Australien 

(4,7 %), Großbritannien (5,3 %), Frankreich und Belgien (je 

5,4 %), USA und Portugal (je 5,5 %), Kanada (6,7 %) und den 

skandinavischen Ländern (6,1 bis 6,8 %) . 21 Zu unseren 4,0 % 

öffentlicher Ausgaben kamen 1,5 % des Bruttoinlandsprodukts 

privater Ausgaben für Bildung, zusammen also 5, 5 %. Unter 

Einschluß der privaten Ausgaben für Bildung liegen wir 

ebenfalls hinter allen anderen OECD-Ländern mit Ausnahme 

Japans (5, 0%): Frankreich 6,0 9,. 
o I USA 7 I 0 % und Kanada 

7 4 9- 22 
I o • 

Auch im internationalen Vergleich der öffentlichen Bil­

dungsausgaben als Anteil der gesamten Staatsausgaben liegen 

wir mit 8,0 % hinter allen Staaten der Europäischen Union, 

etwa Belgien (10,6 %), den Niederlanden (9,8 %) und Frank-

reich ( 101 6 9,. ) 0 • Die wenigen Zahlen sollen verdeutlichen, 

daß das politische Bewußtsein für den zentralen Stellenwert 

der Heranbildung von Humankapital in der Bundesrepublik un­

terentwickelt ist. 

Manch ein Politiker verweist gerne auf das Bild des studen­

tischen Müßiggängers, der zwei Ferienflugreisen im Jahr ab­

solviert und ansonsten mit Demos gelegentlich den Autover­

kehr lahmlegt. Manch einer meint wohl auch noch, inzwischen 

ergrauten Alt-68ern einen späten Denkzettel erteilen zu 

müssen. Dies ist keine zukunftsorientierte Humankapitalpo­

litik. 

20 

2 1 

22 

Lt. BMFT, Grund- und Strukturdaten 1995/96, Bonn, S. 329: 
1992 4, 86 %, 1993 5, 06 %, 1994 4, 96 %. Demgegenüber Bulle­
tin v. 12.12 . 1995, S . 1021 : 1994 2,3 %. 
OECD, Center for Educational Research and Innovation, 
Education at a Glance, OECD Indicators, Paris 1993, S. 66. 
Ebd. 
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In absoluten Größen beliefen sich die Gesamtausgaben für 

Forschung und Entwicklung 1986 in den USA auf 120 Mrd US$, 

in Japan auf 50 Mrd US$, in der BRD auf 25 Mrd US$ 

(Frankreich 16 Mrd US$, Großbritannien 12 Mrd US$) . 23 Ent­

sprechend sind wir zurückgefallen bei den modernen Spitzen­

technologien, und statt dessen Weltmeister im Bereich tech­

nologisch ausgereifter Industrien wie Kraftfahrzeuge, Ma­

schinenbau, Chemie und Elektrotechnik, in welche Schwellen­

länder wie Brasilien, Indien, China, Südkorea und Taiwan 

nachdrängen. Die genannten Branchen bekommen den wachsenden 

Konkurrenzdruck ja auch massiv zu spüren, notwendigerweise 

mit den bekannten Folgen für die Arbeitsplätze. 

Bundespräsident Roman Herzog, der in früheren Jahren 

Rechtswissenschaft an der FU gelehrt hat, fand im Juni 1995 

vor der Deutschen Forschungsgemeinschaft mahnende Worte: 

"Der Nutzen der Forschung für alle Menschen liegt auf der 
Hand. Sie treibt die Globalisierung von Kultur und Wirt­
schaft und damit auf einem bestimmten Sektor das Zusammen­
wachsen der Weltgemeinschaft voran. Von daher rechtfertigen 
sich hohe Investitionen in die Forschung. Ich bin nicht so 
berückt von den Zahlen, die mir zu Ohren gekommen sind. 
Deutschland steht innerhalb der OECD, was die Ausgaben für 
Bildung anbetrifft, an drittletzter Stelle... Mir scheint 
hier ein enormer Nachholbedarf zu bestehen. Schließlich ga­
rantiert die Forschung langfristig die Innovationsfähigkeit 
unserer Wirtschaft und - nicht zuletzt auch -, was mir noch 
viel wichtiger ist, die geistige Flexibilität unserer Ge­
sellschaft. 

Die Arbeitsplätze, die in den letzten 10 Jahren neu ent­
standen sind - und das sind rd. 3 Mio - wurden überwiegend 
in forschungsintensiven Industrien und bei innovativen 
Dienstleistungeng geschaffen... Die Förderung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses liegt mir besonders am Her­
zen. " 2 4 

23 

2 4 
a.a.O., s. 128. 
Bulletin 6. Juli 1995, S. 511. 
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Ich komme zum Schluß. Als Wirtschaftswissenschaftler können 

wir Einkommens- und Beschäftigungseffekte wissenschaftli­

cher Betätigung nachweisen. Ich meine aber, daß wir die 

Diskussion nicht auf diesen pragmatischen Aspekt verengen 

sollten. 

Entwicklung ist letztlich ein Wettbewerb der Kulturen . 

Scheinbare Orchideenfächer wie Orientalistik, Sinologie 

oder auch geisteswissenschaftliche Massenfächer wie Germa­

nistik haben keinen geringeren Anspruch auf unsere bil­

dungspolitische Aufmerksamkeit. 

Nochmals mit Bundespräsident Herzog : 

"Gerade die Zweckfreiheit wissenschaftlichen Forschens kann 
für außergewöhnliche Gedanken Raum schaffen. Die Forschung 
muß gelegentlich auch von dem Anspruch auf Zweckmäßigkeit 
dispensiert werden. Keiner kann ausschließen, daß gerade 
aus dem Luxus einer Gedanken- und Experimentierfreihei t, 
den sich unsere Gesellschaft mitunter leistet, eines Tages 
das entsteht, was wir unter gesellschaftlichem Nutzen ver­
stehen. 

Nachfolgende Generationen brauchen die 
tionen, die jetzt getätigt werden . .. Das 
schaftliehen Sprößlingen ist die beste 
reiche Ernte". 25 

geistigen Investi­
Setzen von Wissen­
Garantie für eine 

Die deutsche Industrie ist groß geworden infolge der wis­

senschaftlichen Durchbrüche des 19. Jahrhunderts. Davon 

zehrt sie noch heute - mit einschlägigen Alterungserschei­

nungen, ohne daß wir umsichtig genug das Saatbeet für die­

jenigen des 21. Jahrhunderts bestellen. 

25 Ebd. 
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